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	Als Fortsetzung der Briefaktionen von Juli / August und November 2025 wenden wir uns erneut an den Bundeskanzler und den Vizekanzler wegen bedrohter Menschen aus Afghanistan.

Seit August wurden 661 geflüchtete Menschen in Pakistan von den Behörden festgenommen. Die deutsche Bundesregierung konnte laut eigenen Angaben bei über 300 Personen für eine Freilassung sorgen.
Allerdings wurden bereits 248 Inhaftierte nach Afghanistan abgeschoben worden sein, darunter eine Ärztin mit ihren vier Kindern. Es soll auch zu Familientrennungen gekommen sein.

Im Januar 2026 haben die islamistischen Taliban bei einer Razzia ein von Deutschland finanziertes Gästehaus in Kabul durchsucht und die Personen umfassend verhört. Es handelt sich um Menschen, die trotz deutscher Aufnahmezusage von den Behörden Pakistan abgeschoben worden waren:
https://www.tagesschau.de/ausland/asien/afghanistan-taliban-razzia-ortskraefte-100.html 

Es heißt im Bericht der Tagesschau, die Taliban hätten einige der Menschen über Stunden hinweg verhört. „Man habe sie in ihren Zimmern eingesperrt, ihre Smartphones seien beschlagnahmt worden. Die Verhöre habe man auf Video aufgenommen. Die Betroffenen seien demnach gefragt worden, warum sie nach Deutschland hatten ausreisen wollen.
In dem Gästehaus in Kabul sind auf Kosten der Bundesregierung Afghaninnen und Afghanen mit ihren Familien untergebracht (...). Einige von ihnen sind ehemalige Ortskräfte, andere sind im Bundesaufnahmeprogramm und in der sogenannten Überbrückungsliste. Sie hatten sich bis zur Machtübernahme der Taliban 2021 für die Zivilgesellschaft in Afghanistan eingesetzt und waren danach nach Pakistan geflohen.“

In dem Gebäude halten sich laut der NGO Kabul Luftbrücke derzeit 79 besonders gefährdete Menschen aus den deutschen Aufnahmeprogrammen auf:
„Bei den Betroffenen handelt es sich um 14 Familien aus dem Überbrückungsprogramm mit insgesamt 63 Personen, vier Familien aus dem Bundesaufnahmeprogramm mit 15 Personen sowie eine ehemalige Ortskraft. Sie gehörten zu den insgesamt 248 Menschen, die Mitte August 2025 in Pakistan verhaftet und nach Afghanistan abgeschoben worden waren, nachdem die Bundesregierung es versäumt hatte, ihre pakistanischen Visa verlängern zu lassen.“
Auch wenn es vorerst nicht zu Festnahmen gekommen ist, zeigt die Razzia, dass die Taliban die abgeschobenen Menschen ins Visier nehmen.

Parallel berichteten mehrere Medien, dass fast die Hälfte „von 2.308 Menschen, die zum Zeitpunkt der Regierungsübernahme von Schwarz-Rot mit einer Aufnahmezusage aus Zeiten der Ampel-Regierung in Pakistan lebten“, nicht mehr nach Deutschland kommen darf. Die Bundesregierung lehnt ihre Aufnahme ab.

Aus Sicht von ACAT müssen die Parteien der Bundesregierung zu Deutschlands Aufnahmezusagen und zu ihrer moralischen Verantwortung stehen. Die in Pakistan wartenden Menschen müssen vor dem vom Internationalen Strafgerichtshof per Haftbefehl gesuchten Taliban-Regime geschützt werden.

	
	






	
	Bitte schreiben Sie an den Vorsitzenden der CDU und Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland sowie an den SPD-Vorsitzenden und Stellvertreter des Bundeskanzlers. Der unterschriftsfertige Brief kann wörtlich oder inhaltlich genutzt werden – bitte bleiben Sie höflich. Emailkontakt der Parteizentralen: kah@cdu.de (Konrad Adenauer Haus) und 
parteivorstand@spd.de    Die Postadressen sind der Vorlage zu entnehmen (Porto nach Berlin 0,95 EUR). 
Bearbeitung innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt dieser Sendung, spätestens bis zum 28.02.2026.
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